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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EG) Nr. 643/2008 DER KOMMISSION

vom 7. Juli 2008

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land-
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche
GMO) (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 der Kommis-
sion vom 21. Dezember 2007 mit Durchführungsbestimmun-
gen zu den Verordnungen (EG) Nr. 2200/96, (EG) Nr. 2201/96
und (EG) Nr. 1182/2007 des Rates im Sektor Obst und
Gemüse (2), insbesondere auf Artikel 138 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom-

mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der
Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 für die in ihrem An-
hang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 ge-
nannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8. Juli 2008 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 7. Juli 2008

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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(1) ABl. L 299 vom 16.11.2007, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 510/2008 der Kommission (ABl.
L 149 vom 7.6.2008, S. 61).

(2) ABl. L 350 vom 31.12.2007, S. 1.



ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 7. Juli 2008 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 MA 39,1
MK 28,3
TR 101,7
ZZ 56,4

0707 00 05 TR 83,4
ZZ 83,4

0709 90 70 TR 94,4
ZZ 94,4

0805 50 10 AR 114,4
US 55,3
ZA 100,2
ZZ 90,0

0808 10 80 AR 114,6
BR 96,2
CL 105,1
CN 69,1
NZ 116,0
US 88,2
UY 80,8
ZA 92,0
ZZ 95,3

0808 20 50 AR 95,1
CL 100,7
CN 113,9
NZ 142,3
ZA 126,5
ZZ 115,7

0809 10 00 TR 196,4
US 284,0
XS 130,8
ZZ 203,7

0809 20 95 TR 359,1
US 179,9
ZZ 269,5

0809 30 TR 197,2
ZZ 197,2

0809 40 05 IL 153,3
ZZ 153,3

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code
„ZZ“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 644/2008 DER KOMMISSION

vom 7. Juli 2008

zur Änderung der im Zuckersektor für bestimmte Erzeugnisse geltenden repräsentativen Preise und
der Beträge der zusätzlichen Einfuhrzölle gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1109/2007 für das

Wirtschaftsjahr 2007/08

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates vom
20. Februar 2006 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 951/2006 der Kommis-
sion vom 30. Juni 2006 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates für den Zuckerhandel
mit Drittländern (2), insbesondere auf Artikel 36,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die bei der Einfuhr von Weißzucker, Rohzucker und
bestimmtem Sirup zu berücksichtigenden repräsentativen
Preise und zusätzlichen Einfuhrzölle für das Wirtschafts-

jahr 2007/08 wurden durch die Verordnung (EG)
Nr. 1109/2007 der Kommission (3) festgesetzt. Diese
Preise und Zölle wurden zuletzt durch die Verordnung
(EG) Nr. 631/2008 der Kommission (4) geändert.

(2) Die der Kommission derzeit vorliegenden Angaben füh-
ren zu einer Änderung der genannten Beträge gemäß den
in der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 vorgesehenen Re-
geln und Modalitäten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die bei der Einfuhr der in Artikel 36 der Verordnung (EG)
Nr. 951/2006 genannten Erzeugnisse anzuwendenden repräsen-
tativen Preise und zusätzlichen Zölle, festgesetzt mit der
Verordnung (EG) Nr. 1109/2007 für das Wirtschaftsjahr
2007/08, werden geändert und sind im Anhang der vorliegen-
den Verordnung aufgeführt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8. Juli 2008 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 7. Juli 2008

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung

DE8.7.2008 Amtsblatt der Europäischen Union L 179/3

(1) ABl. L 58 vom 28.2.2006, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 1260/2007 (ABl. L 283 vom 27.10.2007,
S. 1). Die Verordnung (EG) Nr. 318/2006 wird ab 1. Oktober 2008
durch die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 (ABl. L 299 vom
16.11.2007, S. 1) ersetzt.

(2) ABl. L 178 vom 1.7.2006, S. 24. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 1568/2007 (ABl. L 340 vom 22.12.2007,
S. 62).

(3) ABl. L 253 vom 28.9.2007, S. 5.
(4) ABl. L 173 vom 3.7.2008, S. 14.



ANHANG

Geänderte Beträge der bei der Einfuhr von Weißzucker, Rohzucker und der Erzeugnisse des KN-Codes
1702 90 95 ab dem 8. Juli 2008 anwendbaren repräsentativen Preise und zusätzlichen Zölle

(EUR)

KN-Code Repräsentativer Preis je 100 kg
Eigengewicht Zusätzlicher Zoll je 100 kg Eigengewicht

1701 11 10 (1) 23,17 4,71

1701 11 90 (1) 23,17 9,95

1701 12 10 (1) 23,17 4,52

1701 12 90 (1) 23,17 9,52

1701 91 00 (2) 25,16 12,79

1701 99 10 (2) 25,16 8,13

1701 99 90 (2) 25,16 8,13

1702 90 95 (3) 0,25 0,40

(1) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang I Abschnitt III der Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates (ABl. L 58 vom
28.2.2006, S. 1).

(2) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang I Abschnitt II der Verordnung (EG) Nr. 318/2006.
(3) Festsetzung pro 1 % Saccharosegehalt.
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RICHTLINIEN

RICHTLINIE 2008/51/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 21. Mai 2008

zur Änderung der Richtlinie 91/477/EWG des Rates über die Kontrolle des Erwerbs und des
Besitzes von Waffen

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄ-
ISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 95 Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (1),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrages (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Richtlinie 91/477/EWG (3) war eine Begleitmaß-
nahme zur Schaffung des Binnenmarktes. Mit ihr wird
einerseits der freie Verkehr für bestimmte Feuerwaffen in
der Gemeinschaft gewährleistet, aber andererseits dieser
freie Verkehr auch durch bestimmte Sicherheitsvorkeh-
rungen speziell für diese Waren wiederum eingeschränkt.

(2) Gemäß dem Beschluss 2001/748/EG des Rates vom
16. Oktober 2001 zur Unterzeichnung — im Namen
der Europäischen Gemeinschaft — des Protokolls betref-
fend die Bekämpfung der unerlaubten Herstellung von
und des unerlaubten Handels mit Schusswaffen, Teilen
von Schusswaffen und Munition zum Übereinkommen
der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende
organisierte Kriminalität (4) hat die Kommission im Na-
men der Gemeinschaft das genannte Protokoll (nachfol-
gend „Protokoll“ genannt) am 16. Januar 2002 unter-
zeichnet.

(3) Durch den Beitritt der Gemeinschaft zu dem Protokoll
werden Änderungen einiger Bestimmungen der Richtlinie
91/477/EWG erforderlich. Es ist notwendig, diejenigen
internationalen Verpflichtungen, die sich auf die Richt-
linie auswirken, einheitlich, wirksam und rasch umzuset-
zen. Ferner muss diese Überarbeitung dazu genutzt wer-
den, an der Richtlinie Verbesserungen vorzunehmen und
bestimmte Probleme zu lösen, insbesondere diejenigen,
die in dem Bericht der Kommission an das Europäische
Parlament und den Rat vom 15. Dezember 2000 über
die Anwendung der Richtlinie 91/477/EWG erwähnt
sind.

(4) Polizeiliche Erkenntnisse belegen eine Zunahme der Ver-
wendung umgebauter Waffen innerhalb der Gemein-
schaft. Daher muss gewährleistet werden, dass umbau-
bare Waffen in die Begriffsbestimmung von „Feuerwaf-
fen“ im Sinne der Richtlinie 91/477/EWG einbezogen
werden.

(5) Aus Drittländern eingeführte Feuerwaffen, Teile von
Feuerwaffen und Munition unterliegen den Rechtsvor-
schriften der Gemeinschaft und somit auch den Bestim-
mungen der Richtlinie 91/477/EWG.

(6) Es sollte daher definiert werden, was die Begriffe der
unerlaubten Herstellung von und des unerlaubten Han-
dels mit Feuerwaffen, Teilen von Feuerwaffen und Muni-
tion sowie der Begriff der Nachverfolgung im Sinne der
Richtlinie 91/477/EWG bedeuten.

(7) Das Protokoll sieht ferner eine Kennzeichnungspflicht für
Waffen vor, und zwar bei der Herstellung und bei der
Überführung von Waffen, die aus staatlichen Beständen
einer ständigen zivilen Nutzung zugeführt werden, wäh-
rend auf die Kennzeichnungspflicht in der Richtlinie
91/477/EWG nur indirekt Bezug genommen wird. Um
die Nachverfolgung von Waffen zu erleichtern, ist es
erforderlich alphanumerische Zeichen zu verwenden; fer-
ner muss die Kennzeichnung das Herstellungsjahr der
Waffe enthalten (soweit es nicht Teil der Seriennummer
ist). Das Übereinkommen über die gegenseitige Anerken-
nung von Beschusszeichen für Handfeuerwaffen vom
1. Juli 1969 sollte soweit wie möglich als Referenz für
das Kennzeichnungssystem in der gesamten Gemein-
schaft verwendet werden.
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(1) ABl. C 318 vom 23.12.2006, S. 83.
(2) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 29. November

2007 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und Entscheidung
des Rates vom 17. April 2008.

(3) ABl. L 256 vom 13.9.1991, S. 51. Berichtigt durch ABl. L 54 vom
5.3.1993, S. 22.

(4) ABl. L 280 vom 24.10.2001, S. 5.



(8) Darüber hinaus ist im Protokoll zwar vorgesehen, die
Mindestaufbewahrungszeit für die Waffenbücher auf min-
destens zehn Jahre zu verlängern, doch ist es angesichts
der Gefährlichkeit und der Haltbarkeit von Waffen erfor-
derlich, diesen Zeitraum auf mindestens 20 Jahre zu ver-
längern, um eine angemessene Zeitspanne für die Nach-
verfolgung von Feuerwaffen zu erhalten. Die Mitgliedstaa-
ten müssen ferner ein computergestütztes zentral oder
dezentral organisiertes Waffenregister einrichten, das
den zuständigen Behörden zugänglich ist und in dem
die erforderlichen Angaben zu jeder Feuerwaffe gespei-
chert sind. Der Zugang der Polizei-, Justiz- und sonstiger
zuständiger Behörden zu den im computergestützten
Waffenregister gespeicherten Angaben unterliegt Artikel 8
der Europäischen Konvention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten.

(9) Außerdem sollte der Zwischenhandel, auf den in Arti-
kel 15 des Protokolls verwiesen wird, für die Zwecke
der Richtlinie 91/477/EWG definiert werden.

(10) Für bestimmte schwere Fälle fordern die Artikel 5 und 6
des Protokolls die Verhängung strafrechtlicher Sanktio-
nen und die Einziehung der Waffen.

(11) Im Hinblick auf die Unbrauchbarmachung von Feuerwaf-
fen findet sich in Anhang I Abschnitt III a der Richtlinie
91/477/EWG lediglich ein Verweis auf die nationalen
Rechtsvorschriften. Im Protokoll werden die allgemeinen
Grundsätze der Unbrauchbarmachung der Waffen ge-
nauer benannt. Anhang I der Richtlinie 91/477/EWG
sollte daher entsprechend geändert werden.

(12) Die Tätigkeit von Waffenhändlern muss aufgrund ihres
besonderen Charakters einer strengen Kontrolle durch die
Mitgliedstaaten unterliegen, wobei insbesondere die be-
rufliche Zuverlässigkeit und die Fähigkeiten dieser Waf-
fenhändler überprüft werden müssen.

(13) Der Erwerb von Feuerwaffen durch Privatpersonen mit-
tels der Fernkommunikationstechnik, beispielsweise über
das Internet, sofern zulässig, sollte den Vorschriften der
Richtlinie 91/477/EWG unterliegen, und der Erwerb von
Feuerwaffen durch Personen, die wegen bestimmter
schwerer Straftaten rechtskräftig verurteilt wurden, sollte
grundsätzlich verboten werden.

(14) Der Europäische Feuerwaffenpass funktioniert im Großen
und Ganzen zufrieden stellend und sollte als alleiniges
Dokument gelten, das Jäger und Sportschützen für den
Besitz einer Feuerwaffe bei der Reise in einen anderen
Mitgliedstaat benötigen. Die Mitgliedstaaten sollten die
Anerkennung des Europäischen Feuerwaffenpasses nicht
von der Entrichtung einer Gebühr oder Abgabe abhängig
machen.

(15) Um die Nachverfolgung von Feuerwaffen zu erleichtern
und den unerlaubten Handel und die unerlaubte Herstel-
lung von Feuerwaffen, Teilen von Feuerwaffen und Muni-
tion wirksam zu bekämpfen, muss der Informationsaus-
tausch zwischen den Mitgliedstaaten verbessert werden.

(16) Die Verarbeitung von Daten unterliegt der Richtlinie
95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum
freien Datenverkehr (1) und präjudiziert nicht das Niveau
des Schutzes von Einzelpersonen in Bezug auf die Ver-
arbeitung personenbezogener Daten nach dem Gemein-
schaftsrecht und nach nationalem Recht; insbesondere
bewirkt sie keine Änderung der in der Richtlinie
95/46/EG festgelegten Rechte und Pflichten.

(17) Die zur Durchführung der Richtlinie 91/477/EWG erfor-
derlichen Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss
1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festle-
gung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommis-
sion übertragenen Durchführungsbefugnisse (2) erlassen
werden.

(18) Einige Mitgliedstaaten haben die Einteilung der Feuerwaf-
fen vereinfacht und von vier auf die nachfolgend genann-
ten zwei Kategorien verringert: verbotene Feuerwaffen
und erlaubnispflichtige Feuerwaffen. Die Mitgliedstaaten
sollten diese vereinfachte Einteilung von Feuerwaffen an-
wenden, wobei jedoch Länder, in denen eine Unterteilung
in weitere Kategorien gilt, aufgrund des Subsidiaritäts-
prinzips ihr derzeitiges System beibehalten können.

(19) Die Erlaubnis des Erwerbs und des Besitzes einer Feuer-
waffe sollte möglichst in einem einheitlichen Verwal-
tungsverfahren erteilt werden.

(20) Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie 91/477/EWG nimmt
unter anderem den Erwerb oder Besitz von Waffen und
Munition nach einzelstaatlichem Recht durch Waffen-
sammler oder mit Waffen befasste kulturelle und histo-
rische Einrichtungen, die von dem Mitgliedstaat, in des-
sen Gebiet sie ansässig sind, als solche anerkannt sind,
vom Anwendungsbereich der Richtlinie aus.

(21) Gemäß Nummer 34 der Interinstitutionellen Vereinba-
rung „Bessere Rechtsetzung“ (3) sind die Mitgliedstaaten
aufgefordert, für ihre eigenen Zwecke und im Interesse
der Gemeinschaft Aufstellungen vorzunehmen, aus denen
im Rahmen des Möglichen die Entsprechungen zwischen
dieser Richtlinie und den Umsetzungsmaßnahmen zu
entnehmen sind, und diese zu veröffentlichen.
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(1) ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31. Zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 (ABl. L 284 vom 31.10.2003,
S. 1).

(2) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23. Geändert durch Beschluss
2006/512/EG (ABl. L 200 vom 22.7.2006, S. 11).

(3) ABl. C 321 vom 31.12.2003, S. 1.



(22) Die Richtlinie 91/477/EWG sollte daher entsprechend
geändert werden —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Abänderungen der Richtlinie 91/477/EWG

Die Richtlinie 91/477/EWG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Im Sinne dieser Richtlinie gilt als ‚Feuerwaffe‘
jede tragbare Waffe, die Schrot, eine Kugel oder ein
anderes Geschoss mittels Treibladung durch einen Lauf
verschießt, die für diesen Zweck gebaut ist oder die für
diesen Zweck umgebaut werden kann, es sei denn, sie
ist aus einem der in Anhang I Abschnitt III genannten
Gründe ausgenommen. Die Einteilung der Feuerwaffen
ist in Anhang I Abschnitt II geregelt.

Im Sinne dieser Richtlinie ist ein Gegenstand zum Ver-
schießen von Schrot, einer Kugel oder eines anderen
Geschosses mittels Treibladung umbaubar, wenn er

— das Aussehen einer Feuerwaffe hat und

— sich aufgrund seiner Bauweise oder des Materials, aus
dem er hergestellt ist, zu einem Umbau eignet.“

b) Die folgenden Absätze werden eingefügt:

„(1a) Im Sinne dieser Richtlinie gelten als ‚Teil‘ jedes
eigens für eine Feuerwaffe konstruierte und für ihr Funk-
tionieren wesentliche Teil oder Ersatzteil, insbesondere
der Lauf, der Rahmen oder das Gehäuse, der Schlitten
oder die Trommel, der Verschluss oder das Verschluss-
stück und jede zur Dämpfung des Knalls einer Feuer-
waffe bestimmte oder umgebaute Vorrichtung.

(1b) Im Sinne dieser Richtlinie gelten als ‚wesentlicher
Bestandteil‘ der Verschluss, das Patronenlager und der
Lauf einer Feuerwaffe, die als Einzelteile unter die selbe
Kategorie fallen wie die Feuerwaffe, zu der sie gehören
würden.

(1c) Im Sinne dieser Richtlinie gelten als ‚Munition‘
die vollständige Munition oder ihre Komponenten, ein-
schließlich Patronenhülsen, Zündhütchen, Treibladungs-
pulver und Geschosse, die in einer Feuerwaffe verwendet
werden, vorausgesetzt, dass diese Bestandteile selbst in
dem betreffenden Mitgliedstaat genehmigungspflichtig
sind.

(1d) Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet ‚Nachverfol-
gung‘ die systematische Verfolgung des Weges von
Feuerwaffen, und nach Möglichkeit der dazugehörigen
Teile und Munition vom Hersteller bis zum Käufer zu
dem Zweck, die zuständigen Behörden der Mitgliedstaa-
ten bei der Aufdeckung, Untersuchung und Analyse ei-
ner unerlaubten Herstellung und eines unerlaubten Han-
delsgeschäfts zu unterstützen.

(1e) Im Sinne dieser Richtlinie gilt als ‚Makler‘ jede
natürliche oder juristische Person außer einem Waffen-
händler, deren Beruf oder Gewerbe ganz oder teilweise
darin besteht, dass sie Feuerwaffen, Teile von Feuerwaf-
fen und Munition kauft, verkauft oder die Verbringung
von Waffen organisiert.“

c) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Im Sinne dieser Richtlinie gilt als ‚Waffenhändler‘
jede natürliche oder juristische Person, deren Beruf oder
Gewerbe ganz oder teilweise darin besteht, dass sie
Feuerwaffen, Teile von Feuerwaffen und Munition her-
stellt, damit Handel treibt, sie tauscht, verleiht, repariert
oder umbaut.“

d) Folgende Absätze werden eingefügt:

„(2a) Im Sinne dieser Richtlinie gilt als ‚unerlaubte
Herstellung‘ die Herstellung oder der Zusammenbau
von Feuerwaffen, deren Teilen und Munition

i) aus wesentlichen Bestandteilen von Feuerwaffen, die
aus unerlaubtem Handel stammen;

ii) ohne innerstaatliche Genehmigung gemäß Artikel 4
durch eine zuständige Behörde des Mitgliedstaats, in
dem die Herstellung oder der Zusammenbau statt-
findet; oder

iii) ohne Kennzeichnung der zusammengebauten Feuer-
waffen zum Zeitpunkt der Herstellung gemäß Arti-
kel 4 Absatz 1.

(2b) Im Sinne dieser Richtlinie gilt als ‚unerlaubter
Handel‘ der Erwerb, der Verkauf, die Durchfuhr oder
die Verbringung von Feuerwaffen, Teilen von Feuerwaf-
fen oder Munition aus dem Hoheitsgebiet eines Mit-
gliedstaats oder durch dessen Hoheitsgebiet in das Ho-
heitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats, sofern einer der
betroffenen Mitgliedstaaten dies nicht im Einklang mit
dieser Richtlinie genehmigt hat oder wenn die zusam-
mengebauten Feuerwaffen nicht nach Artikel 4 Absatz 1
gekennzeichnet sind.“
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e) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Ein ‚Europäischer Feuerwaffenpass‘ wird einer
Person auf Antrag von den Behörden eines Mitglied-
staats ausgestellt, wenn sie berechtigter Besitzer einer
Feuerwaffe ist. Seine Gültigkeit beträgt höchstens fünf
Jahre und kann verlängert werden; der Feuerwaffenpass
enthält die in Anhang II vorgesehenen Angaben. Er ist
nicht übertragbar und enthält die Eintragungen der
Feuerwaffe(n), die sein Inhaber besitzt bzw. benutzt.
Der Besitzer der Feuerwaffe muss den Feuerwaffenpass
stets mit sich führen, wenn er die Waffe bei sich hat;
Änderungen des Besitzverhältnisses oder der Merkmale
der Waffe sowie deren Verlust oder Entwendung werden
im Feuerwaffenpass vermerkt.“

2. Artikel 4 erhält folgende Fassung:

„Artikel 4

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Feuerwaffen
oder deren Teile, die in Verkehr gebracht werden, gemäß
dieser Richtlinie entweder gekennzeichnet und registriert
beziehungsweise unbrauchbar gemacht worden sind.

(2) Zum Zwecke der Identifizierung und der Nachver-
folgbarkeit jeder zusammengebauten Feuerwaffe

a) schreiben die Mitgliedstaaten entweder vor, dass jede
Feuerwaffe zum Zeitpunkt ihrer Herstellung eine eindeu-
tige Kennzeichnung mit Angabe des Herstellers, des Her-
stellungslandes oder -ortes, der Seriennummer und des
Herstellungsjahres (soweit es nicht Teil der Seriennum-
mer ist) zu erhalten hat. Dies steht der Anbringung einer
Handelsmarke nicht entgegen. Die Mitgliedstaaten kön-
nen sich auch für die Anwendung des Übereinkommens
vom 1. Juli 1969 über die gegenseitige Anerkennung
von Beschusszeichen für Handfeuerwaffen entscheiden,
oder

b) die Mitgliedstaaten behalten eine andere eindeutige und
benutzerfreundliche Kennzeichnung mit einem numeri-
schen oder alphanumerischen Code bei, die allen Staaten
ohne weiteres die Ermittlung des Herstellungslandes er-
möglicht.

Die Kennzeichnung ist auf einem wesentlichen Bestandteil
der Feuerwaffe anzubringen, dessen Zerstörung die Feuer-
waffe unbrauchbar machen würde.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass jede kleinste Verpa-
ckungseinheit der vollständigen Munition so gekennzeich-
net wird, dass daraus der Name des Herstellers, die Identi-
fikationsnummer der Charge (des Loses), das Kaliber und
der Munitionstyp hervorgehen. Zu diesem Zweck können
sich die Mitgliedstaaten für die Anwendung der Bestimmun-
gen des Übereinkommens vom 1. Juli 1969 über die ge-
genseitige Anerkennung von Beschusszeichen für Hand-
feuerwaffen entscheiden.

Ferner wachen die Mitgliedstaaten darüber, dass Feuerwaf-
fen, die aus staatlichen Beständen in eine dauerhafte zivile
Verwendung überführt werden, mit einer eindeutigen Kenn-
zeichnung versehen sind, die es den Staaten ermöglicht, das
überführende Land zu ermitteln.

(3) Die Mitgliedstaaten machen die Ausübung der Tätig-
keit des Waffenhändlers in ihrem Hoheitsgebiet von einer
Zulassung abhängig, der zumindest eine Prüfung der per-
sönlichen und beruflichen Zuverlässigkeit und der Fähigkei-
ten des Waffenhändlers zugrunde liegt. Bei juristischen Per-
sonen bezieht sich die Prüfung auf den Unternehmensleiter.

(4) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass spätes-
tens bis 31. Dezember 2014 ein computergestütztes zentral
oder dezentral eingerichtetes Waffenregister eingeführt und
stets auf dem aktuellen Stand gehalten wird, in dem jede
unter diese Richtlinie fallende Waffe registriert ist, und das
den zuständigen Behörden den Zugang zu den gespeicher-
ten Daten gewährleistet. In diesem Waffenregister werden
für mindestens 20 Jahre Typ, Modell, Fabrikat, Kaliber, Se-
riennummer sowie Namen und Anschriften des Lieferanten
und der Person, die die Waffe erwirbt oder besitzt, regist-
riert und gespeichert.

Jeder Waffenhändler ist während seiner gesamten Tätigkeit
gehalten, ein Waffenbuch zu führen, in das alle Eingänge
und Ausgänge der unter diese Richtlinie fallenden Feuer-
waffen sowie alle zur Identifikation und zur Rückverfol-
gung der Waffe erforderlichen Angaben, insbesondere
über den Typ, das Modell, das Fabrikat, das Kaliber und
die Seriennummer sowie Name und Anschrift des Lieferan-
ten und des Erwerbers eingetragen werden. Bei Aufgabe
seiner Tätigkeit übergibt der Waffenhändler das Waffen-
buch der nationalen Behörde, die für das in Unterabsatz
1 vorgesehene Dateisystem zuständig ist.

(5) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass bei allen
Feuerwaffen jederzeit eine Verbindung zu ihren jeweiligen
Besitzern hergestellt werden kann. In Bezug auf Feuerwaffen
der Kategorie D müssen die Mitgliedstaaten jedoch ab
28. Juli 2010 geeignete Nachverfolgungsmaßnahmen ein-
führen, darunter ab 31. Dezember 2014 Maßnahmen, die
es jederzeit ermöglichen, eine Verbindung zu dem jeweili-
gen Besitzer von Feuerwaffen herzustellen, die nach dem
28. Juli 2010 in Verkehr gebracht wurden.“

3. Folgende Artikel werden eingefügt:

„Artikel 4a

Unbeschadet von Artikel 3 erlauben die Mitgliedstaaten den
Erwerb und den Besitz von Feuerwaffen ausschließlich Per-
sonen, die eine Genehmigung erhalten haben oder denen
dies, soweit es sich um Feuerwaffen der Kategorien C oder
D handelt, nach Maßgabe der nationalen Rechtsvorschriften
ausdrücklich gestattet ist.
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Artikel 4b

Die Mitgliedstaaten prüfen den Erlass von Bestimmungen
zur Regelung der Tätigkeit der Makler. Derartige Bestim-
mungen könnten eine oder mehrere der folgenden Maß-
nahmen umfassen:

a) Verpflichtung zur Registrierung der auf ihrem Hoheits-
gebiet tätigen Makler;

b) Verpflichtung zur Genehmigung oder Zulassung der Tä-
tigkeit von Maklern.“

4. Artikel 5 erhält folgende Fassung:

„Artikel 5

Unbeschadet von Artikel 3 gestatten die Mitgliedstaaten den
Erwerb und den Besitz von Feuerwaffen nur Personen, die
dafür ein Bedürfnis nachweisen können und

a) mindestens 18 Jahre alt sind, außer im Falle des Erwerbs
(nicht des Kaufs) und des Besitzes von Feuerwaffen für
die Jagdausübung und für Sportschützen, sofern Perso-
nen, die jünger als 18 Jahre sind, eine Erlaubnis der
Eltern besitzen, oder unter elterlicher Anleitung bezie-
hungsweise Anleitung eines Erwachsenen mit gültigem
Waffen- oder Jagdschein stehen oder sich in einer zuge-
lassenen Schießstätte befinden;

b) sich selbst, die öffentliche Ordnung und die öffentliche
Sicherheit aller Voraussicht nach nicht gefährden. Die
Verurteilung wegen eines vorsätzlichen Gewaltverbre-
chens gilt als Anzeichen für eine derartige Gefährdung.

Die Mitgliedstaaten können die Genehmigung für den Be-
sitz von Waffen entziehen, wenn eine der Voraussetzungen
für die Erteilung der Genehmigung nicht mehr erfüllt ist.

Die Mitgliedstaaten dürfen den in ihrem Gebiet ansässigen
Personen den Besitz einer in einem anderen Mitgliedstaat
erworbenen Waffe nur dann verbieten, wenn sie den Er-
werb der gleichen Waffe im eigenen Gebiet untersagen.“

5. In Artikel 6 wird folgender Absatz angefügt:

„Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass außer im Falle von
Waffenhändlern der Erwerb von Feuerwaffen, Teilen von
Feuerwaffen und Munition über die Fernkommunikations-
technik gemäß Artikel 2 der Richtlinie 97/7/EG des Europä-

ischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 1997 über
den Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüssen im Fernab-
satz (*) streng kontrolliert wird.

___________
(*) ABl. L 144 vom 4.6.1997, S. 19. Zuletzt geändert

durch die Richtlinie 2005/29/EG (ABl. L 149 vom
11.6.2005, S. 22).“

6. In Artikel 7 werden folgende Absätze angefügt:

„(4) Die Mitgliedstaaten können Personen, die die Vo-
raussetzungen für die Gewährung einer Erlaubnis für den
Erwerb und den Besitz von Waffen erfüllen, eine mehrjäh-
rige Genehmigung für den Erwerb und den Besitz aller
genehmigungspflichtigen Feuerwaffen erteilen:

a) unbeschadet der Verpflichtung, die zuständigen Behör-
den über Verkäufe zu unterrichten,

b) unbeschadet der regelmäßigen Überprüfung, ob diese
Personen die Bedingungen weiterhin erfüllen und

c) unbeschadet der in den nationalen Rechtsvorschriften
für den Besitz von Waffen festgelegten Obergrenzen.

(5) Die Mitgliedstaaten erlassen Vorschriften, um sicher-
zustellen, dass Personen, die am 28. Juli 2008 nach natio-
nalem Recht die Erlaubnis für Feuerwaffen der Kategorie B
besitzen, keine erneute Genehmigung für die in ihrem Be-
sitz befindlichen Feuerwaffen der Kategorien C oder D auf-
grund des Inkrafttretens der Richtlinie 2008/51/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates (*) beantragen müs-
sen. Allerdings ist jede spätere Übertragung von Waffen der
Kategorien C oder D davon abhängig, dass der Empfänger
eine Genehmigung beantragt hat oder besitzt oder ihm der
Besitz gemäß den nationalen Rechtsvorschriften ausdrück-
lich gestattet ist.

___________
(*) ABl. L 179 vom 8.7.2008, S. 5.“

7. Artikel 11 Absatz 3 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung:

„Vor dem Datum der Verbringung übermittelt der Waffen-
händler den Behörden des Mitgliedstaates, von dem aus die
Waffen in einen anderen Mitgliedstaat verbracht werden
sollen, alle Angaben nach Absatz 2 Unterabsatz 1. Diese
Behörden führen Kontrollen soweit angemessen auch vor
Ort durch, um zu überprüfen, ob die Angaben der Waffen-
händler mit den tatsächlichen Merkmalen der Verbringung
übereinstimmen. Der Waffenhändler hat diese Angaben
rechtzeitig zu übermitteln.“
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8. Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung:

„Abweichend von Absatz 1 können Jäger für Feuerwaffen
der Kategorien C und D und Sportschützen für Feuerwaffen
der Kategorien B, C und D, die durch zwei oder mehr
Mitgliedstaaten reisen, um an einer Jagd teilzunehmen
oder ihrem Sport nachzugehen, ohne vorherige Erlaubnis
eine oder mehrere Feuerwaffen mitführen, sofern sie den
für diese Waffe(n) ausgestellten Europäischen Feuerwaffen-
pass besitzen und den Grund ihrer Reise nachweisen kön-
nen, z. B. durch Vorlage einer Einladung oder eines sons-
tigen Nachweises für ihre Jagdteilnahme oder für ihre Aus-
übung von Schießsport im Zielmitgliedstaat.

Die Mitgliedstaaten dürfen die Anerkennung eines Europä-
ischen Feuerwaffenpasses nicht von der Entrichtung einer
Gebühr oder Abgabe abhängig machen.“

9. Artikel 13 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Zur wirksamen Anwendung der Richtlinie tauschen
die Mitgliedstaaten regelmäßig Informationen aus. Zu die-
sem Zweck setzt die Kommission bis 28. Juli 2009 eine
Kontaktgruppe für den Austausch von Informationen
zwecks Anwendung dieses Artikels ein. Die Mitgliedstaaten
unterrichten einander und die Kommission über die natio-
nalen Behörden, die damit beauftragt sind, die Informatio-
nen zu sammeln und weiterzugeben und die Aufgaben ge-
mäß Artikel 11 Absatz 4 wahrzunehmen.“

10. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 13a

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unter-
stützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
die Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG des Rates
vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die
Ausübung der der Kommission übertragenen Durchfüh-
rungsbefugnisse (*) unter Beachtung von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

___________
(*) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23. Geändert durch den

Beschluss 2006/512/EG (ABl. L 200 vom 22.7.2006,
S. 11).“

11. Artikel 16 erhält folgende Fassung:

„Artikel 16

Die Mitgliedstaaten legen die Sanktionen fest, die bei einem
Verstoß gegen die nationalen Vorschriften zur Umsetzung
dieser Richtlinie zu verhängen sind, und treffen alle Maß-
nahmen, die notwendig sind, um deren Durchsetzung zu
gewährleisten. Die vorgesehenen Sanktionen müssen wirk-
sam und angemessen sein und abschreckende Wirkung ha-
ben.“

12. Artikel 17 erhält folgende Fassung:

„Artikel 17

Die Kommission berichtet dem Europäischen Parlament
und dem Rat bis zum 28. Juli 2015 über die Anwendung
dieser Richtlinie und macht gegebenenfalls Vorschläge für
Änderungen.

Die Kommission führt bis zum 28. Juli 2012 eine Studie
durch und erstattet dem Europäischen Parlament und dem
Rat Bericht über die möglichen Vor- und Nachteile einer
Verringerung von vier auf zwei Kategorien von Feuerwaffen
(verbotene bzw. erlaubnispflichtige Feuerwaffen). Dabei legt
sie besonderes Augenmerk auf das bessere Funktionieren
des Binnenmarktes für die betreffenden Produkte durch
eine mögliche Vereinfachung.

Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und
dem Rat bis zum 28. Juli 2010 einen Bericht vor mit
den Schlussfolgerungen einer Studie über das Inverkehr-
bringen von nachgebildeten Feuerwaffen, um festzustellen,
ob die Einbeziehung dieser Produkte in den Anwendungs-
bereich dieser Richtlinie möglich und wünschenswert ist.“

13. Anhang I wird wie folgt geändert:

a) In Abschnitt I erhält der erste Gedankenstrich folgende
Fassung:

„— die in Artikel 1 der Richtlinie definierten Feuer-
waffen,“;

b) Abschnitt III wird wie folgt geändert:

i) Buchstabe a erhält folgende Fassung:

„a) durch ein Deaktivierungsverfahren auf Dauer un-
brauchbar gemacht wurden, das verbürgt, dass
alle wesentlichen Bestandteile der Feuerwaffe auf
Dauer unbrauchbar sind und nicht mehr entfernt,
ausgetauscht oder in einer Weise umgebaut wer-
den können, die eine Reaktivierung der Feuer-
waffe ermöglicht;“;

DEL 179/10 Amtsblatt der Europäischen Union 8.7.2008



ii) nach dem ersten Absatz wird folgender Absatz ein-
gefügt:

„Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Vor-
kehrungen, um die Maßnahmen zur Deaktivierung
gemäß Buchstabe a durch eine zuständige Behörde
überprüfen zu lassen, um sicherzustellen, dass die
Änderungen an der Feuerwaffe diese auf Dauer un-
brauchbar machen. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür,
dass die Überprüfung der Deaktivierung von Waffen
entweder durch die Ausstellung einer entsprechenden
Bescheinigung oder durch die Anbringung eines
deutlich sichtbaren Zeichens auf der Feuerwaffe be-
stätigt wird. Die Kommission erlässt nach dem Ver-
fahren gemäß Artikel 13a Absatz 2 der Richtlinie
gemeinsame Leitlinien für Deaktivierungsstandards
und -techniken, um sicherzustellen, dass deaktivierte
Feuerwaffen auf Dauer unbrauchbar sind.“

Artikel 2

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzu-
kommen, spätestens am 28. Juli 2010 in Kraft. Sie teilen der
Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser Vorschriften mit.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen

Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten
legen die Einzelheiten der Bezugnahme fest.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 4

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Straßburg am 21. Mai 2008.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident
H.-G. PÖTTERING

Im Namen des Rates
Der Präsident
J. LENARČIČ
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GESCHÄFTS- UND VERFAHRENSORDNUNGEN

ÄNDERUNGEN DER VERFAHRENSORDNUNG DES GERICHTS ERSTER INSTANZ DER
EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN

DAS GERICHT ERSTER INSTANZ DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

aufgrund des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaft, insbesondere seines Artikels 224 Absatz 5,

aufgrund des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atom-
gemeinschaft, insbesondere seines Artikels 140 Absatz 5,

aufgrund des Artikels 63 des Protokolls über die Satzung des
Gerichtshofs,

im Einvernehmen mit dem Gerichtshof,

mit Genehmigung des Rates, die am 14. Mai 2008 erteilt wor-
den ist,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Es ist angebracht, bestimmte Vorschriften der Verfahrensord-
nung zu ändern, um zum einen der Rolle des Europäischen
Parlaments im Rahmen des Rechtsetzungsverfahrens Rechnung
zu tragen und zum anderen die betreffenden Vorschriften den
Anforderungen einer wirkungsvollen Organisation der Gerichts-
tätigkeit anzupassen.

Im Licht der gewonnenen Erfahrung ist eine Anpassung erfor-
derlich, um dem Gericht eine optimierte Entscheidungsfindung
in den Rechtssachen auf dem Gebiet des geistigen Eigentums zu
ermöglichen —

ERLÄSST FOLGENDE ÄNDERUNGEN SEINER VERFAHRENSORD-
NUNG:

Artikel 1

Die Verfahrensordnung des Gerichts erster Instanz der Europä-
ischen Gemeinschaften vom 2. Mai 1991 (ABl. L 136 vom 30.
Mai 1991, S. 1), geändert am 15. September 1994 (ABl. L 249
vom 24. September 1994, S. 17), am 17. Februar 1995 (ABl.
L 44 vom 28. Februar 1995, S. 64), am 6. Juli 1995 (ABl.
L 172 vom 22. Juli 1995, S. 3), am 12. März 1997 (ABl.

L 103 vom 19. April 1997, S. 6, mit Berichtigung im ABl.
L 351 vom 23. Dezember 1997, S. 72), am 17. Mai 1999
(ABl. L 135 vom 29. Mai 1999, S. 92), am 6. Dezember
2000 (ABl. L 322 vom 19. Dezember 2000, S. 4), am
21. Mai 2003 (ABl. L 147 vom 14. Juni 2003, S. 22), am
19. April 2004 (ABl. L 132 vom 29. April 2004, S. 3), am
21. April 2004 (ABl. L 127 vom 29. April 2004, S. 108), am
12. Oktober 2005 (ABl. L 298 vom 15. November 2005, S. 1)
und am 18. Dezember 2006 (ABl. L 386 vom 29. Dezember
2006, S. 45), wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 24 § 7 wird ein neuer Satz angefügt:

„Eine Abschrift der Klageschrift und der Klagebeantwortung
wird in der gleichen Weise dem Europäischen Parlament
übermittelt, damit es feststellen kann, ob die Unanwendbar-
keit eines von ihm und vom Rat gemeinsam erlassenen
Rechtsakts im Sinne des Artikels 241 EG-Vertrag geltend
gemacht wird.“

2. In Artikel 51 § 1 Absatz 1 wird der letzte Satz wie folgt
ersetzt:

„Über die Verweisung einer Rechtssache an einen Spruch-
körper mit einer höheren Richterzahl beschließt das Plenum
nach Anhörung des Generalanwalts.“

3. In Artikel 77 Buchstabe c ist der Punkt am Ende des Satzes
durch ein Semikolon zu ersetzen und folgender Buchstabe d
anzufügen:

„d) die Aussetzung in sonstigen besonderen Fällen den Er-
fordernissen einer geordneten Rechtspflege entspricht.“

4. In Artikel 100 § 2 Absatz 1 werden die Worte „mit Aus-
nahme der Urteile und Beschlüsse des Gerichts“ durch die
Wendung „einschließlich der Urteile und Beschlüsse des Ge-
richts“ ersetzt; nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz
angefügt: „Die Urteile und Beschlüsse, die nach Artikel 55
der Satzung des Gerichtshofs den Mitgliedstaaten und den
Organen übermittelt werden, die nicht Parteien des Rechts-
streits waren, werden diesen mittels Fernkopierer oder sons-
tiger technischer Kommunikationsmittel übermittelt.“; im da-
rauffolgenden Absatz werden die Worte „der Art oder“ ge-
strichen.
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5. Ein neuer Artikel 135a wird zwischen Artikel 135 und Arti-
kel 136 eingefügt:

„Artikel 135a

Nach Einreichung der in Artikel 135 § 1 und gegebenenfalls
der in Artikel 135 §§ 2 und 3 bezeichneten Schriftsätze
kann das Gericht auf Bericht des Berichterstatters nach An-
hörung des Generalanwalts und der Parteien beschließen,
über die Klage ohne mündliche Verhandlung zu entscheiden,
es sei denn, eine Partei stellt einen Antrag, in dem die
Gründe angeführt sind, aus denen sie gehört werden möchte.
Der Antrag ist binnen einem Monat nach der Mitteilung an
die Partei, dass das schriftliche Verfahren abgeschlossen ist,
zu stellen. Der Präsident kann diese Frist verlängern.“

Artikel 2

Diese in den in Artikel 35 § 1 der Verfahrensordnung genann-
ten Sprachen verbindlichen Änderungen der Verfahrensordnung
werden im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht und
treten am ersten Tag des zweiten Monats nach ihrer Veröffentli-
chung in Kraft.

Geschehen zu Luxemburg am 12. Juni 2008.

Der Kanzler
E. COULON

Der Präsident
M. JAEGER
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden)

ENTSCHEIDUNGEN UND BESCHLÜSSE

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 26. Juni 2008

über bestimmte Maßnahmen zum Schutz vor der hoch pathogenen Aviären Influenza des Subtyps
H5N1 in Kroatien und der Schweiz

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2008) 3020)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/555/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 91/496/EWG des Rates vom 15. Juli
1991 zur Festlegung von Grundregeln für die Veterinärkontrol-
len von aus Drittländern in die Gemeinschaft eingeführten
Tieren und zur Änderung der Richtlinien 89/662/EWG,
90/425/EWG und 90/675/EWG (1), insbesondere auf Artikel 8
Absätze 1 und 6,

gestützt auf die Richtlinie 97/78/EG des Rates vom 18. Dezem-
ber 1997 zur Festlegung von Grundregeln für die Veterinärkon-
trollen von aus Drittländern in die Gemeinschaft eingeführten
Erzeugnissen (2), insbesondere auf Artikel 2 Absätze 1 und 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Entscheidung 2006/696/EG der Kommission vom
28. August 2006 zur Erstellung der Liste von Drittlän-
dern, aus denen die Einfuhr von Hausgeflügel, Bruteiern
und Eintagsküken, von Fleisch von Hausgeflügel, Laufvö-
geln und Wildgeflügel sowie von Eiern, Eiprodukten und
spezifiziert pathogenfreien Eiern in die Gemeinschaft und
die Durchfuhr dieser Tiere und Erzeugnisse durch die
Gemeinschaft zugelassen ist, sowie zur Festlegung der
diesbezüglichen Veterinärbescheinigungen und zur Ände-
rung der Entscheidungen 93/342/EWG, 2000/585/EG

und 2003/812/EG (3) legt die Bedingungen für Veterinär-
bescheinigungen für Einfuhren von Geflügel und be-
stimmten Geflügelerzeugnissen in die Gemeinschaft und
ihre Durchfuhr durch die Gemeinschaft fest. Im Interesse
der Klarheit und Kohärenz der Gemeinschaftsvorschriften
sollten die Definitionen von Geflügel und Bruteiern in
der genannten Entscheidung auch für die Zwecke der
vorliegenden Entscheidung verwendet werden.

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 318/2007 der Kommission
vom 23. März 2007 zur Festlegung der Veterinärbedin-
gungen für die Einfuhr bestimmter Vogelarten in die
Gemeinschaft sowie der dafür geltenden Quarantänebe-
dingungen (4) legt die Veterinärbedingungen für die Ein-
fuhr bestimmter Vogelarten aus Drittländern und Dritt-
landgebieten fest. Im Interesse der Klarheit und Kohärenz
der Gemeinschaftsvorschriften sollte die Definition von
Vögeln in der genannten Verordnung auch für die Zwe-
cke der vorliegenden Entscheidung verwendet werden.

(3) Die Entscheidung 2006/265/EG der Kommission vom
31. März 2006 mit Schutzmaßnahmen wegen Verdacht
auf hoch pathogene Aviäre Influenza in der Schweiz (5)
und die Entscheidung 2006/533/EG der Kommission
vom 28. Juli 2006 über zeitlich befristete Maßnahmen
zum Schutz vor hoch pathogener Aviärer Influenza in
Kroatien (6) wurden nach positiven Befunden der hoch
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pathogenen Aviären Influenza des Subtyps H5N1 bei
Wildvögeln in diesen beiden Drittländer angenommen.
Die genannten Entscheidungen sahen vor, dass die Mit-
gliedstaaten die Einfuhr von lebendem Geflügel, Laufvö-
geln, Zuchtfederwild, Wildgeflügel und anderen lebenden
Vögeln, einschließlich Heimvögeln und Bruteiern dieser
Arten, sowie von bestimmten Vogelerzeugnissen aus be-
stimmten Teilen Kroatiens und der Schweiz aussetzen
müssen.

(4) Die Entscheidung 2006/415/EG der Kommission vom
14. Juni 2006 mit Maßnahmen zum Schutz gegen die
hoch pathogene Aviäre Influenza des Subtyps H5N1 bei
Geflügel in der Gemeinschaft und zur Aufhebung der
Entscheidung 2006/135/EG (1) legt bestimmte Biosicher-
heitsmaßnahmen und Einschränkungen fest, die anzu-
wenden sind, um die Ausbreitung der genannten Seuche
zu verhindern; dazu gehört die Abgrenzung der Gebiete
A und B nach einem vermuteten oder bestätigten Seu-
chenausbruch.

(5) Die Entscheidung 2006/563/EG der Kommission vom
11. August 2006 mit Maßnahmen zum Schutz gegen
die hoch pathogene Aviäre Influenza des Subtyps
H5N1 bei Wildvögeln in der Gemeinschaft und zur Auf-
hebung der Entscheidung 2006/115/EG (2) legt be-
stimmte Maßnahmen zum Schutz vor der Ausbreitung
dieser Seuche von Wildvögeln auf Hausgeflügel fest, ein-
schließlich der Festlegung von Kontroll- und Überwa-
chungsgebieten auf der Basis einer Risikoabschätzung
und unter Berücksichtigung der epidemiologischen, geo-
grafischen und ökologischen Faktoren nach einem Ver-
dachtsfall oder einem bestätigten positiven Befund dieser
Seuche bei Wildvögeln.

(6) Kroatien hat der Kommission mitgeteilt, dass die zustän-
digen Behörden dieses Drittlands Schutzmaßnahmen an-
wenden, die denjenigen entsprechen, die die zuständigen
Behörden der Mitgliedstaaten gemäß der Entscheidung
2006/563/EG anwenden, wenn Verdacht auf hoch patho-
gene Aviäre Influenza des Subtyps H5N1 bei Wildvögeln
besteht oder sich bestätigt, und dass Kroatien der Kom-
mission unverzüglich alle künftigen Änderungen seines
Tiergesundheitsstatus bei Wildvögeln mitteilen wird, ein-
schließlich etwaiger positiver Befunde dieser Seuche bei
Wildvögeln.

(7) Die Schweiz hat der Kommission mitgeteilt, dass die zu-
ständigen Behörden dieses Landes Schutzmaßnahmen an-
wenden, die denjenigen entsprechen, die die zuständigen
Behörden der Mitgliedstaaten gemäß den Entscheidungen
2006/415/EG und 2006/563/EG anwenden, wenn Ver-
dacht auf hoch pathogene Aviäre Influenza des Subtyps
H5N1 bei Hausgeflügel oder Wildvögeln besteht oder
sich bestätigt, und dass die Schweiz der Kommission un-
verzüglich alle künftigen Änderungen ihres Tiergesund-

heitsstatus mitteilen wird, insbesondere einschließlich al-
ler Ausbrüche oder positiver Befunde dieser Seuche bei
Hausgeflügel oder Wildvögeln. Berücksichtigt werden
sollte dabei auch das Abkommen zwischen der Europä-
ischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft über den Handel mit landwirtschaftlichen Er-
zeugnissen (3).

(8) Die Kommission wird die Mitgliedstaaten unverzüglich
informieren und alle diesbezüglichen Informationen, die
sie von den zuständigen Schweizer oder kroatischen Be-
hörden erhält, an sie weiterleiten.

(9) Die Entscheidungen 2006/265/EG und 2006/533/EG
sind am 30. Juni 2007 abgelaufen.

(10) In Anbetracht der derzeitigen epidemiologischen Lage
bezüglich der hoch pathogenen Aviären Influenza des
Subtyps H5N1 in der Gemeinschaft und in Drittländern
und angesichts der von Kroatien erhaltenen Garantien
sollten im Falle eines positiven Befunds der Seuche bei
einem Wildvogel auf kroatischem Hoheitsgebiet die ge-
meinschaftlichen Schutzmaßnahmen für dieses Land nur
auf diejenigen Teile Kroatiens angewendet werden, für die
die zuständige Behörde dieses Landes entsprechende
Schutzmaßnahmen gemäß der Entscheidung
2006/563/EG anwendet.

(11) In Anbetracht der von der Schweiz erhaltenen Garantien
sollten im Falle eines Ausbruchs der Aviären Influenza
des Subtyps H5N1 bei einem Wildvogel oder eines Aus-
bruchs dieser Seuche bei Hausgeflügel auf Schweizer Ho-
heitsgebiet Schutzmaßnahmen für dieses Land nur auf
diejenigen Teile der Schweiz angewendet werden, für
die die zuständige Behörde dieses Landes entsprechende
Schutzmaßnahmen gemäß den Entscheidungen
2006/415/EG und 2006/563/EG anwendet.

(12) Die Entscheidung 2007/777/EG vom 29. November
2007 zur Festlegung der Tiergesundheits- und Hygiene-
bedingungen und der Musterveterinärbescheinigungen für
die Einfuhr bestimmter Fleischerzeugnisse und behandel-
ter Mägen, Blasen und Därme für den menschlichen Ver-
zehr aus Drittländern sowie zur Aufhebung der Entschei-
dung 2005/432/EG (4) legt die Liste der Drittländer fest,
aus denen die Mitgliedstaaten Einfuhren von Fleischer-
zeugnissen und behandelten Mägen, Blasen und Därmen
genehmigen dürfen; ferner legt sie fest, welchen als zur
Erregerabtötung wirksam erachteten Behandlungen diese
zu unterziehen sind. Um das Risiko einer Seuchenüber-
tragung durch solche Erzeugnisse zu vermeiden, ist, je
nach dem Gesundheitsstatus des Ursprungslands und
der Tierart, von denen die Erzeugnisse gewonnen wur-
den, eine entsprechende Behandlung durchzuführen. Da-
her sollte eine Ausnahmeregelung von der Vorschrift,
Einfuhren von Fleischerzeugnissen von Federwild aus
Kroatien und der Schweiz auszusetzen, gewährt werden,
sofern die gesamten Erzeugnisse einer Behandlung bei
mindestens 70 °C unterzogen worden sind.
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(13) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus-
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Einfuhr oder Verbringung
folgender Waren aus dem in Absatz 2 Buchstabe a genannten
Teil des kroatischen Hoheitsgebiets und aus dem in Absatz 2
Buchstabe b genannten Teil des Schweizer Hoheitsgebiets in die
Gemeinschaft aus:

a) Geflügel gemäß der Definition in Artikel 2 Buchstabe a der
Entscheidung 2006/696/EG;

b) Bruteier gemäß der Definition in Artikel 2 Buchstabe b der
Entscheidung 2006/696/EG;

c) Vögel gemäß der Definition in Artikel 3 Buchstabe a der
Verordnung (EG) Nr. 318/2007 und ihre Bruteier;

d) Fleisch, Hackfleisch, Fleischzubereitungen und Separatoren-
fleisch von Federwild;

e) Fleischerzeugnisse, die aus Fleisch von Federwild bestehen
oder dieses enthalten;

f) rohes Heimtierfutter und unverarbeitetes Futtermittelmaterial,
das Teile von Federwild enthält;

g) unbehandelte Jagdtrophäen jeder Art von Vögeln.

(2) Die Aussetzung gemäß Absatz 1 gilt für die Einfuhr oder
die Verbringung in die Gemeinschaft aus

a) Kroatien betreffend, allen Gebieten des kroatischen Hoheits-
gebiets, auf die die zuständigen Behörden Kroatiens formell

die Schutzmaßnahmen anwenden, die denjenigen entspre-
chen, welche in der Entscheidung 2006/563/EG festgelegt
sind;

b) die Schweiz betreffend, allen Gebieten des Schweizer Ho-
heitsgebiets, auf die die zuständigen Schweizer Behörden
formell die Schutzmaßnahmen anwenden, die denjenigen
entsprechen, welche in den Entscheidungen 2006/415/EG
und 2006/563/EG festgelegt sind.

(3) Abweichend von Absatz 1 Buchstabe e genehmigen die
Mitgliedstaaten die Einfuhr und die Verbringung von Fleischer-
zeugnissen in die Gemeinschaft, die aus Fleisch von Federwild
bestehen oder dieses enthalten, sofern das Fleisch dieser Arten
mindestens einer der spezifischen Behandlungen gemäß Anhang
II Teil 4 Abschnitte B, C oder D der Entscheidung 2007/777/EG
unterzogen worden ist.

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten treffen unverzüglich die erforderlichen Maß-
nahmen, um dieser Entscheidung nachzukommen, und veröf-
fentlichen diese Maßnahmen. Sie setzen die Kommission unver-
züglich davon in Kenntnis.

Artikel 3

Diese Entscheidung gilt bis zum 30. Juni 2009.

Artikel 4

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 26. Juni 2008

Für die Kommission
Androulla VASSILIOU

Mitglied der Kommission
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 149/2008 der Kommission vom 29. Januar 2008 zur Änderung der
Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der Anhänge II, III
und IV mit Rückstandshöchstgehalten für die unter Anhang I der genannten Verordnung fallenden Erzeugnisse

(Amtsblatt der Europäischen Union L 58 vom 1. März 2008)

In Anhang III, Teil A „Vorläufige Rückstandshöchstgehalte für Wirkstoffe, für die in den Richtlinien 86/362/EWG,
86/363/EWG und 90/642/EWG keine Rückstandshöchstgehalte festgelegt wurden“, erhalten die Werte für „Rückstände
von Schädlingsbekämpfungsmitteln und Rückstandshöchstgehalte (mg/kg)“ der Spalte „Schwefel“ (ab Seite 285) die
folgende Fassung:

Code-
Nummer

Gruppen und Beispiele von Einzelerzeug-
nissen, für die die Rückstandshöchstgehalte

gelten (a) Sc
hw

ef
el

„0100000 1. FRÜCHTE, FRISCH ODER GE-
FROREN; SCHALENFRÜCHTE

50

0110000 i) Zitrusfrüchte

0110010 Grapefruit

0110020 Orangen

0110030 Zitronen

0110040 Limetten

0110050 Mandarinen

0110990 Sonstige

0120000 ii) Nüsse (mit oder ohne
Schale)

0120010 Mandeln

0120020 Paranüsse

0120030 Kaschunüsse

0120040 Esskastanien

0120050 Kokosnüsse

0120060 Haselnüsse

0120070 Macadamia-Nüsse

0120080 Pekannüsse

0120090 Pinienkerne

0120100 Pistazien

0120110 Walnüsse

0120990 Sonstige

0130000 iii) Kernobst

0130010 Äpfel

0130020 Birnen

0130030 Quitten

0130040 Mispel

0130050 Japanische Wollmispel

0130990 Sonstige

0140000 iv) Steinobst

0140010 Aprikosen

0140020 Kirschen

0140030 Pfirsiche

0140040 Pflaumen
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Code-
Nummer

Gruppen und Beispiele von Einzelerzeug-
nissen, für die die Rückstandshöchstgehalte

gelten (a) Sc
hw

ef
el

0140990 Sonstige

0150000 v) Beeren und Kleinobst

0151000 a) Tafel- und Keltertrauben

0151010 Tafeltrauben

0151020 Keltertrauben

0152000 b) Erdbeeren

0153000 c) Strauchbeerenobst

0153010 Brombeeren

0153020 Kratzbeeren

0153030 Himbeeren

0153990 Sonstige

0154000 d) Anderes Kleinobst und Bee-
ren

0154010 Heidelbeeren

0154020 Cranbeeren

0154030 Johannisbeeren (rot,
schwarz und weiß)

0154040 Stachelbeeren

0154050 Hagebutten

0154060 Maulbeeren

0154070 Azarole
(Mittelmeermispel)

0154080 Holunderbeeren

0154990 Sonstige

0160000 vi) Sonstige Früchte

0161000 a) Essbare Schale

0161010 Datteln

0161020 Feigen

0161030 Tafeloliven

0161040 Kumquats

0161050 Karambolen

0161060 Persimone

0161070 Jambolan (Java-Pflaume),

0161990 Sonstige

0162000 b) Nicht essbare Schale, klein

0162010 Kiwi

0162020 Lychee (Litschi)

0162030 Passionsfrucht

0162040 Stachelfeige (Kaktusfeige)

0162050 Sternapfel

0162060 Amerikanische Persimone
(Virginia-Kaki)
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Code-
Nummer

Gruppen und Beispiele von Einzelerzeug-
nissen, für die die Rückstandshöchstgehalte

gelten (a) Sc
hw

ef
el

0162990 Sonstige

0163000 c) Nicht essbare Schale, groß

0163010 Avocadofrüchte

0163020 Bananen

0163030 Mangos

0163040 Papayas

0163050 Granatäpfel

0163060 Cherimoya

0163070 Guave

0163080 Ananas

0163090 Brotfrucht

0163100 Durianfrucht

0163110 Saure Annone
(Guanabana)

0163990 Sonstige

0200000 2. GEMÜSE, FRISCH ODER GE-
FROREN

0210000 i) Wurzel- und Knollen-
gemüse

50

0211000 a) Kartoffeln

0212000 b) Tropisches Wurzel- und
Knollengemüse

0212010 Kassava

0212020 Süßkartoffeln

0212030 Yamswurzel

0212040 Pfeilwurz

0212990 Sonstige

0213000 c) Sonstiges Wurzel- und
Knollengemüse außer
Zuckerrüben

0213010 Rote Rüben

0213020 Karotten

0213030 Knollensellerie

0213040 Meerrettich

0213050 Erdartischocke

0213060 Pastinaken

0213070 Petersilienwurzel

0213080 Rettich

0213090 Schwarzwurzeln

0213100 Kohlrüben

0213110 Weiße Rüben

0213990 Sonstige

0220000 ii) Zwiebelgemüse 50
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Code-
Nummer

Gruppen und Beispiele von Einzelerzeug-
nissen, für die die Rückstandshöchstgehalte

gelten (a) Sc
hw

ef
el

0220010 Knoblauch

0220020 Zwiebel

0220030 Schalotten

0220040 Frühlingszwiebeln

0220990 Sonstige

0230000 iii) Fruchtgemüse 50

0231000 a) Solanaceae

0231010 Tomaten

0231020 Paprika

0231030 Auberginen (Eierfrüchte)

0231040 Okra, Griechische Hörn-
chen

0231990 Sonstige

0232000 b) Kürbisgewächse —
genießbare Schale

0232010 Schlangengurken

0232020 Gewürzgurken

0232030 Zucchini

0232990 Sonstige

0233000 c) Kürbisgewächse —
ungenießbare Schale

0233010 Melonen

0233020 Kürbis

0233030 Wassermelonen

0233990 Sonstige

0234000 d) Zuckermais

0239000 e) Sonstiges Fruchtgemüse

0240000 iv) Kohlgemüse 50

0241000 a) Blumenkohle

0241010 Broccoli

0241020 Blumenkohl

0241990 Sonstige

0242000 b) Kopfkohle

0242010 Rosenkohl, Kohlsprossen

0242020 Kopfkohl

0242990 Sonstige

0243000 c) Blattkohle

0243010 Chinakohl

0243020 Grünkohl

0243990 Sonstige
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Code-
Nummer

Gruppen und Beispiele von Einzelerzeug-
nissen, für die die Rückstandshöchstgehalte

gelten (a) Sc
hw

ef
el

0244000 d) Kohlrabi

0250000 v) Blattgemüse und Frische
Kräuter

50

0251000 a) Kopfsalat und andere Salat-
arten einschließlich Brassi-
caceen

0251010 Feldsalat

0251020 Grüner Salat

0251030 Kraussalat (Breitblättrige
Endivie)

0251040 Kresse

0251050 Barbarakraut

0251060 Salatrauke, Rucola

0251070 Roter Senf

0251080 Blätter und Keime der
Brassica spp.

0251990 Sonstige

0252000 b) Spinat und verwandte Arten
(Blätter)

0252010 Spinat

0252020 Portulak

0252030 Mangold

0252990 Sonstige

0253000 c) Weinblätter
(Traubenblätter)

0254000 d) Brunnenkresse

0255000 e) Chicorée

0256000 f) Frische Kräuter

0256010 Kerbel

0256020 Schnittlauch

0256030 Sellerieblätter

0256040 Petersilie

0256050 Salbei

0256060 Rosmarin

0256070 Thymian

0256080 Basilikum

0256090 Lorbeerblätter

0256100 Estragon

0256990 Sonstige

0260000 vi) Hülsengemüse (frisch) 50

0260010 Bohnen (mit Hülsen)

0260020 Bohnen (ohne Hülsen)

0260030 Erbsen (mit Hülsen)

DE8.7.2008 Amtsblatt der Europäischen Union L 179/21



Code-
Nummer

Gruppen und Beispiele von Einzelerzeug-
nissen, für die die Rückstandshöchstgehalte

gelten (a) Sc
hw

ef
el

0260040 Erbsen (ohne Hülsen)

0260050 Linsen

0260990 Sonstige

0270000 vii) Stängelgemüse (frisch) 50

0270010 Spargel

0270020 Kardonen

0270030 Stangensellerie

0270040 Fenchel

0270050 Artischocken

0270060 Porree

0270070 Rhabarber

0270080 Bambussprossen

0270090 Palmherzen

0270990 Sonstige

0280000 viii) Pilze 50

0280010 Kulturpilze

0280020 Wilde Pilze

0280990 Sonstige

0290000 ix) Seetang 0,5

0300000 3. HÜLSENFRÜCHTE,
GETROCKNET

50

0300010 Bohnen

0300020 Linsen

0300030 Erbsen

0300040 Süßlupinen

0300990 Sonstige

0400000 4. ÖLSAATEN UND
ÖLFRÜCHTE

0401000 i) Ölsaaten 50

0401010 Leinsamen

0401020 Erdnüsse

0401030 Mohnsamen

0401040 Sesamsamen

0401050 Sonnenblumenkerne

0401060 Rapssamen

0401070 Sojabohne

0401080 Senfkörner

0401090 Baumwollsamen

0401100 Kürbiskerne

0401110 Saflor

0401120 Borretsch
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Code-
Nummer

Gruppen und Beispiele von Einzelerzeug-
nissen, für die die Rückstandshöchstgehalte

gelten (a) Sc
hw

ef
el

0401130 Leindotter

0401140 Hanfsamen

0401150 Rizinusbohne

0401990 Sonstige

0402000 ii) Ölfrüchte

0402010 Oliven für die Gewinnung
von Öl

50

0402020 Palmnüsse (Palmölkerne) 0,5

0402030 Ölpalmenfrucht 0,5

0402040 Kapok 0,5

0402990 Sonstige 0,5

0500000 5. GETREIDE 50

0500010 Gerste

0500020 Buchweizen

0500030 Mais

0500040 Hirse

0500050 Hafer

0500060 Reis

0500070 Roggen

0500080 Sorghum

0500090 Weizen

0500990 Sonstige

0600000 6. TEE, KAFFEE, KRÄUTERTEES
UND KAKAO

5

0610000 i) Tee (getrocknete Blätter
und Stiele der Camellia
sinensis, fermentiert oder
anderweitig behandelt)

0620000 ii) Kaffeebohnen

0630000 iii) Kräutertees (getrocknet)

0631000 a) Blüten

0631010 Kamillenblüten

0631020 Hibiskusblüten

0631030 Rosenblütenblätter

0631040 Jasminblüten

0631050 Lindenblüten

0631990 Sonstige

0632000 b) Blätter

0632010 Erdbeerblätter

0632020 Rooibosblätter

0632030 Mate

0632990 Sonstige

DE8.7.2008 Amtsblatt der Europäischen Union L 179/23



Code-
Nummer

Gruppen und Beispiele von Einzelerzeug-
nissen, für die die Rückstandshöchstgehalte

gelten (a) Sc
hw

ef
el

0633000 c) Wurzeln

0633010 Baldrianwurzel

0633020 Ginsengwurzel

0633990 Sonstige

0639000 d) Sonstige Kräutertees

0640000 iv) Kakao (fermentierte
Bohnen)

0650000 v) Karobe (Johannisbrot)

0700000 7. HOPFEN (getrocknet), ein-
schließlich Hopfengranulat
und nicht konzentriertes Pul-
ver

100

0800000 8. GEWÜRZE 5

0810000 i) Samen

0810010 Anis

0810020 Schwarzkümmel

0810030 Selleriesamen

0810040 Korianderkörner

0810050 Kreuzkümmelsamen

0810060 Dillsamen

0810070 Fenchelsamen

0810080 Bockshornkleesamen

0810090 Muskatnuss

0810990 Sonstige

0820000 ii) Früchte und Beeren

0820010 Nelkenpfeffer

0820020 Anispfeffer (Chinapfeffer)

0820030 Kümmel

0820040 Kardamomen

0820050 Wacholderbeeren

0820060 Pfeffer, schwarz und weiß

0820070 Vanilleschoten

0820080 Tamarinden

0820990 Sonstige

0830000 iii) Rinde

0830010 Zimt

0830990 Sonstige

0840000 iv) Wurzeln oder Rhizome

0840010 Süßholzwurzeln

0840020 Ingwer

0840030 Kurkuma

0840040 Meerrettich/Kren
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0840990 Sonstige

0850000 v) Knospen

0850010 Nelken

0850020 Kapern

0850990 Sonstige

0860000 vi) Blütennarbe

0860010 Safran

0860990 Sonstige

0870000 vii) Samenmantel

0870010 Muskatblüte

0870990 Sonstige

0900000 9. ZUCKERPFLANZEN

0900010 Zuckerrüben (Wurzel) 50

0900020 Zuckerrohr 0,5

0900030 Wurzeln der gewöhnlichen Weg-
warte

0,5

0900990 Sonstige 0,5

1000000 10. ERZEUGNISSE TIERISCHEN
URSPRUNGS — LANDTIERE

0,5

1010000 i) Fleisch, Fleischzubereitun-
gen, Innereien, Blut, tie-
rische Fette, frisch, gekühlt
oder gefroren, gepökelt,
getrocknet oder geräu-
chert oder zu Mehlen
oder Speisen verarbeitet;
andere verarbeitete Er-
zeugnisse wie Wurstwaren
und Lebensmittelzuberei-
tungen mit den genannten
Erzeugnissen als Ausgangs-
stoffen

1011000 a) Schwein

1011010 Fleisch

1011020 Fett ohne mageres Fleisch

1011030 Leber

1011040 Nieren

1011050 Genießbare
Schlachtnebenerzeugnisse

1011990 Sonstige

1012000 b) Rind

1012010 Fleisch

1012020 Fett

1012030 Leber
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1012040 Nieren

1012050 Genießbare
Schlachtnebenerzeugnisse

1012990 Sonstige

1013000 c) Schaf

1013010 Fleisch

1013020 Fett

1013030 Leber

1013040 Nieren

1013050 Genießbare
Schlachtnebenerzeugnisse

1013990 Sonstige

1014000 d) Ziege

1014010 Fleisch

1014020 Fett

1014030 Leber

1014040 Nieren

1014050 Genießbare
Schlachtnebenerzeugnisse

1014990 Sonstige

1015000 e) Pferde, Esel, Maultiere oder
Maulesel

1015010 Fleisch

1015020 Fett

1015030 Leber

1015040 Nieren

1015050 Genießbare
Schlachtnebenerzeugnisse

1015990 Sonstige

1016000 f) Geflügel (Hühner, Enten,
Gänse, Truthühner und Perl-
hühner), Strauße, Tauben

1016010 Fleisch

1016020 Fett

1016030 Leber

1016040 Nieren

1016050 Genießbare
Schlachtnebenerzeugnisse

1016990 Sonstige

1017000 g) Sonstige Nutztiere

1017010 Fleisch

1017020 Fett

1017030 Leber
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1017040 Nieren

1017050 Genießbare
Schlachtnebenerzeugnisse

1017990 Sonstige

1020000 ii) Milch und Rahm, weder
eingedickt noch mit Zu-
satz von Zucker oder
anderen Süßungsmitteln,
Butter und andere Fette
aus Milch, Käse und
Quark/Topfen

1020010 Rinder

1020020 Schafe

1020030 Ziegen

1020040 Pferde

1020990 Sonstige

1030000 iii) Vogeleier, frisch konser-
viert oder gekocht; Eier
ohne Schale und Eigelb,
frisch, getrocknet, in Was-
ser oder Dampf gekocht,
geformt, gefroren oder an-
ders haltbar gemacht, auch
mit Zusatz von Zucker
oder anderen Süßungsmit-
teln

1030010 Huhn

1030020 Ente

1030030 Gans

1030040 Wachtel

1030990 Sonstige

1040000 iv) Honig

1050000 v) Amphibien und Reptilien

1060000 vi) Schnecken

1070000 vii) Sonstige Erzeugnisse von
Landtieren“
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